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Streit um denkmalgeschützte Baracke in
Amberg: Klage gegen Regierung

Stadt Amberg klagt gegen die Regierung der Oberpfalz
wegen Abriss des denkmalgeschützten Holzbaus im

Stadtteil Bergsteig.

Die anhaltende Kontroverse um die denkmalgeschützte Baracke
im Amberger Stadtteil Bergsteig weckt das Interesse der lokalen
Bevölkerung und wirft grundlegende Fragen zur Bedeutung des
Denkmalschutzes auf. Die Stadt Amberg plant nun rechtliche
Schritte gegen die Regierung der Oberpfalz, nachdem diese
angeordnet hat, die Abrissentscheidung zur Baracke
zurückzunehmen.

Hintergrund der Kontroverse

Die betroffene Baracke an der Breslauer Straße, die ursprünglich
um 1940 erbaut wurde, wurde als Teil der Denkmalliste
eingetragen. Diese Gebäude dienten einst als Wohnhaus für das
ehemalige Heeresamt und hatten später auch einen
Kindergarten. Der historische Wert dieser Baracken wird von
einigen Stadtvertretern als umstritten angesehen, während das
Landesamt für Denkmalpflege die Denkmaleigenschaft
nachdrücklich bekräftigt.

Stadt Amberg setzt auf Klage

Der Stadtrat, unter der Führung von Rechtsreferent Bernhard
Mitko, hat beschlossen, gegen die Entscheidung der Regierung
zu klagen. Der Frust innerhalb des Stadtrats ist spürbar, da die
Regierung den Argumenten der Stadt, die eine Neubebauung



des Areals wünscht, nicht Rechnung trägt. Mitko äußerte sich
kritisch über den Umgang der Regierung mit den
geschichtlichen Nachweisen und der vorliegenden Chronik, die
die Entstehung der Bauten hinterfragen.

Bedeutung für die Gemeinde

Diese Auseinandersetzung ist nicht nur juristischer Natur,
sondern hat auch tiefere gesellschaftliche Implikationen. Die
Entscheidungen rund um den Denkmalschutz stehen in
Beziehung zu den Wünschen der Gemeinde, modernen
Wohnraum zu schaffen. Dies spiegelt einen größeren Trend
wider, in dem der historische Erhalt von Gebäuden oft gegen die
Bedürfnisse der heutigen Bevölkerung abgewogen wird. Der
Streit könnte Auswirkungen auf zukünftige Entscheidungen im
Denkmalschutz haben und zeigt die Spannungen zwischen
lokalem Selbstverwaltungsrecht und staatlichen Vorgaben auf.

Reaktionen aus der Bevölkerung

Die Meinungen in der Bevölkerung über die Baracke und ihre
historische Bedeutung sind gemischt. Einige Bürger unterstützen
die Klage der Stadt und sehen die Bedeutung des Denkmals,
während andere die Notwendigkeit neuer Wohnmöglichkeiten
betonen. Der CSU-Fraktionssprecher Mattias Schöberl hat das
Vorgehen der Regierung als Missachtung der kommunalen
Selbstverwaltung kritisiert und betont, dass es an der Zeit sei,
die Bedürfnisse der Bürger ernster zu nehmen.

Abschluss und Ausblick

Die Klage gegen die Regierung der Oberpfalz wird nun den
weiteren Verlauf des Streitfalls maßgeblich beeinflussen. Es
bleibt abzuwarten, wie die Gerichte entscheiden werden und
inwiefern diese Entscheidung möglicherweise auch andere
Kommunen betreffen könnte, die sich in ähnlichen Situationen
befinden. Die Debatte um die Baracke wird sicherlich weiterhin



ein zentrales Thema im öffentlichen Diskurs in Amberg bleiben.

 – NAG

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://nachrichten.ag/
https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

